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Warſchauer Vorgänge. 
& Warſchau, 23. März. Der Rücktritt des Geheimen Raths 
v. Muchanop iſt heute ein Faktum. Sämmtliche Blätter zeigen an, 
daß Herr v. Muchanow in Folge eigenen Antrages ſeinen Abſchied 


erhalten habe. Der noch vor Kurzem ſo allmächtige Staatsmann hat 
heute in aller Stille Warſchau verlaſſen, herzlich froh, nur mit einem 
unmuſikaliſchen Abſchiedsgruß davon gekommen zu fein, welchen ihm 


die akademiſche Jugend Warſchau's gebracht hat. Mit dieſem Ereig⸗ 


niß hat die jüngſte polniſche Bewegung einen entſcheidenden Sieg er⸗ 
faochten, denn mit Hrn. v. Muchanow fällt das ganze Syſtem des gei⸗ 
ſtigen und politiſchen Druckes, der während dreißig Jahren auf Polen 

geruht hat, und ſeine moraliſche und phyſiſche Entwickelung hemmte. 


in einem halben Jahre losbrechen können. Die alte Karte von Europa 
hat nichts Ehrwürdiges für die Tuilerien und noch weniger für das 
Palais Royal, deſſen Einfluß im Steigen iſt. Beide Vettern, der 
Kaiſer und der Prinz, ſind von dem Gedanken beſeelt, der europäiſchen 
Länderkarte einen neuen Zuſchnitt zu geben, welcher ihr den Stempel 
der Familie Napoleons aufdrückt. Aber der Eine will es auf dem 
Wege der Opportunität, der langſam zu ebnen iſt, der Andere will es 
auf dem Wege der Revolution, die nicht viel Umſtände macht. 

Im gegenwärtigen Augenblicke iſt Polen an der Tagesordnung. 
Ich mache meinen Vorbehalt für das, was ich Ihnen hier ſchreiben 
werde, ich erkläre Ihnen im Voraus, daß ich nicht daran glaube, 
aber ich kann Sie mit meinem Ehrenwort verſichern, daß diploma⸗ 


Es iſt unzweifelhaft, daß das vor mehreren Tagen beſprochene, die Auf⸗ 
reizung der Bauern gegen den Adel betreffende Reſeript, welches Hrn. 

v. Muchanow zum Urheber gehabt hat, feine Entlaſſung beſchleunigt 

hat, ausgeſprochen war ſie ſchon mit dem erſten Bekanntwerden der 
verheißenen Reformen, die ja eben eine gänzliche Aenderung des bis⸗ 
her von Herrn v. Muchanow vertretenen Syſtems in Ausſicht ſtellen. 
Ein Nachfolger iſt, ſoviel wir hören, noch nicht definitiv ernannt, 
Gerüchte bezeichnen als ſolchen den Grafen Skarbeck und den Staats⸗ 
8 1 Karnidi, der von St. Petersburg noch nicht zurückge⸗ 
kehrt iſt. 

Der Bürger-Ausſchuß, welcher unter dem Vorſitz des Gene: 
rals Paulucci ſeine Aufgabe ſo rühmenswerth durchgeführt hat, hat zu 
amtiren aufgehört. Von jetzt ab wird zum Nutzen der Stadt ein 
interimiſtiſches Comité, aus 8 aus der Mitte der Delegation ers 
wählten Perſonen beſtehend, auf dem Rathhauſe ſeinen Sitz nehmen. 
Worin die Funktionen dieſes Comité's beſtehen werden, ob daſſelbe nur 


tiſche Perſonen erſten Ranges erzählen: es ſei ſeitens der Tuile⸗ 
rien der Plan zur Herſtellung des alten Königreiches 
Polen in ſeiner Totalität — unter der Herrſchaft einer 
ruſſiſchen Secundogenitur (Leuchtenberg?) — in St. Peters: 
burg zur Sprache gebracht worden. Der Plan iſt abenteuer⸗ 
lich und es iſt nicht daran zu denken, daß irgend ein Herrſcher der 
Dynaſtie Romanoff auf einen ſolchen Plan eingeht; aber ſeien Sie 
verſichert, daß ich Sie mit ſolchen Abenteuerlichkeiten nicht heimſuchen 
würde, wenn ſie nicht von Männern behauptet würden, die man, um 
in der hieſigen Landessprache zu ſprechen, des hommes serieux 
nennt. Thatſache ift es, daß der Fürſt Gortſchakoff und der Due de 
Montebello in einer Intimität ſich befinden, welche ein dieſer Tage von 
St. Petersburg zurückgekommener Herr mit dem Ausdruck bezeichnete: 
„Je erois qu'ils couchent ensemble.“ 

Die deutſchen Diplomaten, die in St. Petersburg akkreditirt find, 
erfreuen ſich nichts weniger als einer ſolchen Freundſchaft, und Graf 


in einer geringeren Zahl die Geſchäfte des abtretenden Bürger-Aus⸗ 
ſchuſſes verſehen werde, iſt noch nicht näher bekannt; nur ſo viel ſteht 


feſt, daß dieſe Veränderung mit der geſtern auf dem Schloſſe ſtattge⸗ 


fundenen Audienz, welche eine Deputation des Bürger⸗Ausſchuſſes bei 


dem Fürſten⸗Statthalter gehabt hat, in Verbindung ſteht. 

Seit mehreren Tagen macht eine Liſte, welche die Namen 
der ruſſiſchen Spione im Königreich Polen veröffentlichen ſoll, un: 
gemeines Aufſehen. Dieſe Liſte ſoll nämlich der in ruſſiſcher Sprache 
zu London erſcheinenden, von dem bekannten ruſſiſchen Publiziſten 
Herzen redigirten Zeitſchrift „Kolokos“ (Glocke) beigelegen haben. Die 
Gemüther bezeichnen mehrere bis jetzt als hoͤchſt achtungswerth dage⸗ 

ſtandene, im Rufe makelloſe Perſonen Stehende als auf dieſer Liſte verzeich⸗ 
net. Schon hieraus, ſowie aus dem Umſtande, daß Niemand dieſe Liſte mit 


eigenen Augen geſehen hat, ſondern die dort figurirenden Namen von] 


Andern nennen gehört hatte, war zur Genüge dargethan, daß das 
Ganze einer unlauteren Abſicht entſproſſen war. Mehrere Blätter 
wieſen in ihren geſtrigen Nummern auf die Verächtlichkeit ſolcher grund: 
loſen und unehrlichen Verleumdungen hin. 

auch diejenigen Gerüchte bezeichnet werden, welche mehrere hieſige und 
lodzer größere deutſche Fabrikanten, Kaufleute und Induſtrielle in den 
Ruf gebracht haben, daß von ihnen eine Gegenadreſſe an den Kaiſer 
gerichtet und Se. Maj. gebeten worden ſei, die gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſe fortbeſtehen zu laſſen. Bei dem Haſſe, welcher hier gegen 
alles Deutſche im Privat: und öffentlichen Leben herrſcht, fand das be- 
ſprochene Gerücht vielfachen Glauben. 


M. Kattowitz, 24. März. Heute Früh kam der unter den 
Polen allgemein mißliebige General Muchanoff von Warſchau 
hier durch. Man erzählt ſich, als derſelbe in Warſchau in den Eiſen⸗ 
bahnzug einſteigen wollte, ſei er verhöhnt und die Fenſter ſei⸗ 
nes Coupe's eingeworfen worden, ſo daß er es vorzog mit⸗ 
telſt Wagen nach der nächſten Station und von da mit Extrazug 
weiter zu reifen. Auf dem Bahnhof in Sosnowiee wurde er eben: 
falls durch eine Katzenmuſik empfangen. — Der unterm 18ten d. 
Mts. von hier mitgetheilte Fall, nach welchem ein Hund die Veran: 
laſſung zu öffentlichem Aergerniß geworden, iſt in bedeutend milderem 
Lichte zu betrachten. Ein hieſiger Eiſenbahnbeamte hatte den Hund 
aus Scherz, keineswegs aber um eine Demonſtration zu machen, ko⸗ 
miſch maskirt und ihn in der unſchuldigſten Abſicht laufen laſſen. 

Frankreich. 

Paris, 19. März. [Zur Situation.] Wenn die Herren, 
die jetzt im Corps Legislatif die Adreſſe debattiren, mit ihrer Arbeit 
fertig ſein werden, wird auch in den Tuilerien die Antwort bereits zur 
Thatſächlichen gediehen fein. Die Adreßdebatte beſchleunigt die Dinge 
in Italien. Der Kaiſer kann nicht in dieſer Pofition dem Papſte ge⸗ 
genüber verbleiben; es muß etwas geſchehen — und es wird geſchehen. 
Aber nicht von Seiten Frankreichs. Die Initiative und die Verant⸗ 
wortlichkeit wird Sardinien zukommen, gerade wie bei der Invaſton 
in die Marken. Sie können es als poſitiv betrachtet, daß die piemon⸗ 
teſiſchen Truppen im Laufe des April nach Rom rücken werden. Die 
Unterhandlungen mit den Tuilerien ſind im Gange; doch ſeien Sie 
verſichert, der Notenwechſel des Herrn v. Thouvenel wird, wenn er, 
wie kein Zweifel, in die Oeffentlichkeit kommt, ganz korrekt ſein. Aber 
neben dieſer offiziellen Korreſpondenz gehen die vertrauten Miffionen, 
welche die Geſchäfte definitiv machen. So weit ift man in Turin be 
reits im Klaren, daß Frankreich eine ſolche Invafion nicht als Kriegs⸗ 
fall aufnehmen wird. Aber Graf Cavour will mehr: er will einen 
Akt der Zuſtimmung; er verzichtet auf einen Vertrag, er verlangt nur 
irgend ein diplomatiſches Dokument, auf das er ſich ſpäter beziehen 
könnte. Dies aber wird er nicht erlangen, deſſen ſeien Sie gewiß. 

Die franzöſiſchen Truppen werden ſich nach Civita— 
vechia, fie werden ſich auf das rechte Ufer der Tiber 
zurückziehen; der Grundſatz der Nichtintervention wird formell auch 
hierfür als Schild dienen; aber Viktor Emanuel wird kein ge: 
ſchriebenes Wort aufzuweiſen haben, das ihn zu dieſem 
Unternehmen ermuthigt. Die Notifikation, welche das ſardiniſche 
Kabinet hierher geſendet hat und in welcher angezeigt wurde, daß das 
italieniſche Parlament Viktor Emanuel den Titel „König von Italien“ 
beigelegt hat, iſt unbeantwortet geblieben. Man denkt hier durchaus 
nicht daran, dieſen Titel anzuerkennen. Nach wie vor werden die offi⸗ 
ciellen Aktenſtücke nur einen König von Sardinien kennen; alles Uebrige 
bleibt dem — Kongreß vorbehalten. Denn nicht oft genug kann 
ich es wiederholen: für Napoleon III. iſt Italien, was auch immerhin 
bereits geſchehen, noch immer eine offene Frage. Er hat noch 
nichts anerkannt, weder die Annexion von Umbrien, noch die von 
Neapel, ja nicht einmal die Annexion von Toskana. Alles bleibt der 
Zukunft und den großen Ereigniſſen reſervirt, für die Frankreich ſo 
chlagfertig ausgerüſtet wird, daß fie ebenſo gut künftigen Monat als 


Eben als ſolche müſſen 


eine Unterredung wünſcht. 


daß die bedrohlichen Bewegungen, die gegenwärtig in den türkiſch⸗ 


heiten in dieſem Augenblicke ſich auf den Hals geladen ſehen. 
andere Frage iſt, ob dieſe Warnungen verfangen — denn die Hetzereien 
und Aufmunterungen gehen diesmal von ganz anderer Seite aus als 
von Rußland; doch hierüber mit Naͤchſtem einige ausführliche Details. 
(Oſtd. Poſt.) 


Preußen. 
Landtag. 


N. C. 29. Sitzung des Hanfes der Abgeordneten. 
Präſident Simſon eröffnet die Sitzung um 10%, Uhr. Das Haus iſt 
nur ſpärlich beſetzt, namentlich auf der Linken. Am Miniſtertiſche: v. d. Heydt 


e brfurchtsvoll 
er ent theilt m e. Maje e geſtern die ehrfurchtsvollen 
Glückwünſche des Hauſes ſeitens der drei Präjidenten mit gewohnter Huld 


us en 


Die Juſtiz⸗Commiſſion beantragt, den Ammonſchen Antrag wegen der 
Polizei⸗Executivſtrafen und mehrere auf dieſe Frage bezüglichen Petitionen 
idr abzunehmen und der neu gebildeten Commiſſion zur Vorprüfung der 
Novellen zur Competenzconflicts⸗ elengebung zuzuweiſen. 

Die Abg. André, Bockum Dolffs, Brüning, Delius und Genoſſen haben 
den Entwurf einer Landgemeinde⸗Ordnung für Rheinland und Weſtfalen 
Abe derſelbe wird einer beſonderen Commiſſion von 14 Mitgliedern 

erwieſen. 

„Die Abg. Bentkowski und Genoſſen haben den Antrag eingebracht, 
„die Staatsregierung aufzufordern, 1) daß die der polniſchen Sprache im 
Großherzogthum Poſen zustehenden Rechte nicht fernerhin zu Gunſten einer 
rückſichtsloſen Germaniſirungs⸗Tendenz . verkümmert werden; 
wie 2) daß alle, den bezüglichen Grundgeſetzen entgegenſtehenden Reſcripte, 
Reglements und adminiſtrativen Erlaſſe beſeitigt werden“; der Antrag geht 
an die Unterrichts⸗Commiſſion. 

Die Abg. Aßmann und Genoſſen haben einen Geſetz⸗Entwurf, das Ehe⸗ 
recht betreffend, eingebracht; die Verweiſung an eine beſondere Commiſſion 
von 21 Mitgliedern wird abgelehnt. 

Abg. v. Vincke bemerkt, der Geſetzentwurf würde doch ſchwerlich noch 
zur Berathung kommen; er wird der Juſtizj⸗Commiſſion überwieſen. 

Der Bericht der Budget⸗Commiſſion über den Hauptetat der hohenzollern⸗ 
ſchen Lande wird nach den Anträgen der Commiſſion erledigt. Die Ableh⸗ 
— der einmaligen und außerordentlichen Ausgabe von 5560 Gulden zum 
Neubau von Chauſſeen wird vom Abg. Carl beſtritten, auch vom Reg.⸗ 
Commiſſar bekämpft: das Bedürfniß habe die Commiſſion anerkannt, nur 
ſpecielle Voranſchläge vermißt; das Haus habe dergleichen Voranſchläge beim 
Chauſſee⸗Neubau⸗Fonds für die alten Provinzen nie verlangt; die Cbauſſer⸗ 
bauten, für welche das Geld verlangt werde 8 ſpecificirt einige An⸗ 
lagen 1 ſeien von der Regierung zu Sigmaringen dringend befür⸗ 
wortet; ähnli 

Abg. Kühne (Berlin): Es würde in e einen übeln Eindruck 
machen, wenn — jetzt en erſtenmale — der Regierung eine Summe ver⸗ 
weigert würde, welche ſie zur Förderung jenes Landesthelles nöthig halte; 
man möge auch bedenken, daß in Hohenzollern jetzt gar keine Kreisvertre⸗ 
tung beſtehe, welche die Wünſche der Bevölkerung geltend machen könne. 

Abg. Oſterrath erklärt die formellen Bedenken der Commiſſion für er⸗ 
ledigt nach den Angaben des Reg.⸗Commiſſars, der Referent zieht den An⸗ 
trag auf Nichtbewilligung zurück. ke 

Auf die Bemerkung des Abg. Kühne erklärt der Vertreter des Miniſters 
des Innern, die Regulirung der Kreis- u. ſ. w. Verfaſſungs⸗Verhaͤltniſſe 
ſei von der Regierung ins Auge gefaßt, unterliege aber großen Schwierig⸗ 

eiten. 

Eben ſo wird der Bericht der Budget⸗Commiſſion über den Etat für 
Handel, Gewerbe und Bauweſen ohne Debatte nach den Anträgen der Com⸗ 
miſſion erledigt. Die von der Commiſſion beantragte Streichung von 
300, Thlr. „zur Beſchaffung der Geſetz⸗Sammlung für die Dienſtſtellen der 
Kreis⸗Baubeamten.“ — eine ſchon im vorigen Jahre vom Haufe beſchloſſene 
Streichung wird vom Regierungs⸗Commiſſar bekämpft, vom Abg. Fliegel 
vertheidigt. Das Haus bleibt bei ſeinem vorjährigen Beſchluſſe und lehnt 
die Bewilligung der 300 Thlr. ab. 5 x 

Die von der Commiſſion beantragte Streichung der 30,000 Thlr. für die 

potsdamer Immediat⸗Bauten wird vom Handelsminiſter bekämpft. Die 
Rückſichten, welche früher obgewaltet hätten, lägen noch heute vor; es ſei 
das erſtemal unter des jetzt regierenden Königs Majeſtät, daß dieſe Summe 
gefordert würde. : 
„Abg. v. Rönne: Es handle fih um eine Summe, welche alljährlich be⸗ 
willigt ſei. Die Summe ſei nothwendig, um der Stadt Potsdam ihren 
Charakter zu erhalten, der an die Zeit Friedrichs des Großen, die Zeit des 
17 Ruhmes Preußens erinnere. Verweigere man ſie, ſo ſei Gefahr 
vorhanden, daß die Häufer verfallen, und es ſei des Hauſes nicht würdig, 
die Schöpfungen Friedrich's II. verfallen zu ofen. Jährlich wanderten Tau: 
ſende nach Potsdam, um dieſe Bauten zu ſehen; es knüpft ſich an dieſe 
Bauten auch die Hoffnung auf die Wiedergeburt unſeres großen deutſchen 
Vaterlandes. (Heiter 3 g N f 

Abg. Wagener: Wenn er ſeinem . folgen ſollte, ſo 


— 
© 


könnte der Commiſſions⸗Antrag mit feinen etwaigen Folgen ihm willkommen 
ſein. Er nehme aber einen weiteren Geſichtspunkt; er hoffe, das Haus ſei 


lle eee DT 


Thun foll feine Noth haben, wenn er mit dem Fürſten Gortſchakoff 
Wie Letzterer zu den franzoͤſiſch⸗polniſchen 
Projekten ſteht, iſt mir gänzlich unbekannt; dagegen höre ich als poſitiv, 


ſlaviſchen Provinzen ftattfinden, auf keine Unterſtützung von Ruß⸗ 
land rechnen dürfen, daß vielmehr das Kabinet von St. Petersburg 
dem Fürſten von Montenegro eben fo entſchieden wie dem Fürſten 
Couſa Warnungen zugehen ließ! Rußland will keine neuen Verlegen⸗ 
Eine 


darin einig, daß nicht blos die Machtſtellung, ſonder n auch der Glanz der 
Krone Preußens aufrechterhalten werde. Er knüpfe an die Faeaden nicht 
die Hoffnung auf die Wiedergeburt Deutſchlands, wünſche dennoch aber die 
Bewilligung der Summe, weil die monumentale Geſchichte des Kunſtſinnes 
der Hohenzollern in den Bauten ausgedrückt ſei. 

Ref. Abg. Pape: Eine Verpflichtung des Staates zur Bewilligung dieſer 
Baugelder 2 nie anerkannt, nud namentlich hätten die jetzigen Eigenthümer 
jener Häuſer gar kein Anrecht mehr, da ſie Fremde ſeien. Er wiſſe über⸗ 
haupt nicht, wie das Haus dazu kommen ſolle. 30,000 Thlr. für Luxusbauten 
zu bewilligen, jetzt wo wir es mit einem Deficit zu thun hätten, und wo für 
Militärzwecke 5 viel Geld gebraucht werde. (Bravo rechts.) Der Commiſ⸗ 
ſions⸗Antrag wird angenommen. ig: 

Die Miniſter v. Auerswald, v. Schleinitz, v. Patow, Graf Pückler, von 
Bethmann⸗Hollweg, v. Bernuth ſind eingetreten. 

Es erfolgt die Berathung der Renard ſchen Angelegenheit. Vice⸗Präſ. 
Grabow übernimmt den Vorſitz. 

Abg. Graf Renard: Als er dem Präſidenten privatim in der Sitzung 
vom 8. Februar ſeine Abſicht angekündigt habe, den Wunſch öffentlich aus⸗ 
zuſprechen, daß fein Name aus der Urne entfernt werde, habe der Präſident 
geantwortet, dann werde er ihm Unangenehmes ſagen müſſen; da habe er 
natürlich nicht zurück können. — Nachdem private Verſuche der Ausgleichung 
vergeblich geweſen, habe er ſeinen öffentlichen Verſuch machen müſſen. Der 
Schutz der Minorität ſei die Geſchäftsordnung, aber die Geſchäftsordnungs⸗ 
Commiſſion werde von der Majorität gewählt, ſei ferner die Unparteilichkeit 
des Präſidenten, aber auch er werde von der Majorität gewählt, und wie 
ſchwer für den Präſidenten, ih allen Rüdfihten zu a en?! — Er habe 
dem Präſidenten privatim einen höflichen, er könne wohl jagen, freundſchaft⸗ 
lichen Brief geſchrieben und darin die Berechtigung des Ordnungsrufes an⸗ 
erkannt. Aber der Präſident habe ſeinen daran geknüpften Wunſch (der 
Aufnahme einer Erklärung in die ſtenogr. Berichte?) nicht erfüllen wollen. 
— Es ſei das einzigemal in ſeinem parlamentariſchen Leben, daß er zur 
Ordnung gerufen del Die Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion verlange, er ſolle 
alles vermeiden, was Anſtoß geben könne; das gehe über ſeine Kräfte; auch 
ſei er dazu nicht hier; er habe ſeine Wähler zu vertreten. — Redner führt 
die Homerſchen Götter an, die unbeſiegbar, unverwundbar geweſen; er ſei 
keines von beiden (große Heiterkeit); er habe keine Götter auf ſeiner Seite; 
aber jeine Niederlage werde ruhmreicher fein, als der Sieg jener Götter, 
„Mein Recht wird meine Niederlage überleben!“ (Große Heiterkeit.) 

Abg. Beſeler beantragt über den erſten Antrag der Commiſſion — das 
Verfahren des Präſidenten für gerechtfertigt zu erklären — motivirte Tages⸗ 
ordnung „in Erwägung, daß, abgeſehen von der Beſtimmung des $ 61 der 
Geſchäftsordnung, das Haus über das Verfahren des Präſidenten keine 
Kritik zu üben hat.“ Die Tagesordnung wird ausreichend unterſtützt. — 
Abg. Beſeler: Thatſächlich ſei der Präſident ſchon gerechtfertigt durch die 
Hallung des Hauſes in der betreffenden Sitzung vom 8. Februar, das werde 
Jeder zugeben, der damals anweſend geweſen. — Nach § 61 der Geſchäfts⸗ 
ordnung habe bei einem Appell gegen einen Ordnungsruf des Präfiventen 
das Haus ohne Diskuſſion abzuſtimmen; weiter gehe das Recht des Hauſes 
gegen den Präsidenten nicht. Was ſolle daraus werden, wenn in jedem eins 
zelnen Falle das Verfahren des Präſidenten zum Gegenſtande der Diskuſſion 

emacht würde? — Den zweiten Antrag der Commiſſion (Mißbilligung des 

bg. Grafen Renard) unterſtütze er; derſelbe habe förmlich beleidigende Aeuße⸗ 
rungen gebraucht, die gewiß eine gerichtliche Verurtheilung zur Folge haben 
müßten. Gegen dergleichen müſſe das Haus feinen Präſidenten ſchützen. 
Die Competenz des Hauſes zu einer ſolchen Mißbilligung ſei unzweifelhaft. 
Der Präſident ſei der Delegirte des Hauſes; wenn ihm falt die Mittel zur 
Aufrechthaltung der Autorität verſagten, fo müſſe das Haus felbft als der 
Be eintreten. — Auch die Analogie der Geſchäftsordnung ſei dafür, 
nämlich in den Beſtimmungen, daß das Haus entſcheide, ob Jemandem das 
Wort zu entziehen, und eben ſo über einen Appell gegen den Ordnungsruf 
des Präſidenken a dier o Das Haus habe ſerner das Recht zu Reſolutionen, 
und eine ſolche ſei hier vorgeſchlagen. — Endlich ſprächen weckmäßigkeits⸗ 
gründe dafür. Wenn das Haus ſich nicht competent erachte, ſo werde nichts 
übrig bleiben, als die Staatsanwaltſchaft heranzuziehen (Heiterkeit links), 
und auf 9 gegen ein Mitglied des Hauſes in Ausübung ſeines 
Berufs ſtehe eine Woche bis ein Jahr Gefängniß; und der vorliegende Fall 
ſei ein qualificirter. Nicht um perſönliche Fragen handle es ſich, ſondern 
um eine Herſtellung der Autorität des Präſidenken. (Bravo rechts.) 

Abg. Wagener: Wenn er ſich gegen die Commiſſionsanträge erkläre 
ſo wolle er damit nicht in eine unbedingte Solidariät mit dem Grafen 
Renard eintreten, denn derſelbe habe Manches vertheidigt und für gerecht⸗ 
fertigt gehalten, was ſich nicht vertheidigen laſſe. Das Haus ſei im aug 
einen Präcedenzfall zu ſtatuiren, der nicht allein ſehr bedenklich, ſondern au 
zweiſchneidig ſei. Die Commiſſion beantrage, einem Mitgliede einen Ver⸗ 
weis zu ertheilen, und das ſei eine Strafe, und dadurch conſtituire ſich das 
Haus als Disciplinarhof über ſeine Mitglieder. Der letzte Redner finde ſich 
mit ſich ſelbſt im Widerſpruch, und die Gründe deſſelben für die von ihm 
vorgeſchlagene Tagesordnung paßten erſt recht auf den zweiten Antrag der 
Commiſſion, denn eine Mißbilligung eines Mitgliedes ſei eine indirekte 
Billigung des Verfahrens des Präsidenten, und damit ſpreche ſich das Haus 
das Recht zu, auch mal eine ingen des PVräfidenten auszuſprechen. 
Die Geſchäftsordnung laſſe nur zwei Fälle zu, in denen die Entſcheidung 
des Hauſes eintreten ſolle, einmal, wenn einem Mitgliede das Wort ent⸗ 
zogen und ferner, wenn es lier Ordnung gerufen werde; eine weitere Dis⸗ 
ciplinargewalt über die Mitglieder habe das Haus nicht. Es handle ſich hier 
um ein Rencontre zwiſchen zwei Mitgliedern des Hauſes, von denen das 
eine der Präſident ſei, welches ſich ganz außerhalb der Verhandlungen be⸗ 
wege, und welches das Haus nicht vor fein Forum ziehen könne. Um ſolche, 
ganz außerhalb des Hauſes fallende Vorgänge habe ſich das Haus nicht zu 
bekümmern. — Ueber den Eindruck des Vorfalles könne er nicht urtheilen, 
da er noch nicht im Hauſe geweſen, er habe ſich nur aus den ſtenographi⸗ 
ſchen Berichten und Zeitungen informiren müſſen. Graf Renard habe in 
dem vorliegenden Fall den Ordnungsruf ausdrücklich als berechtigt aner⸗ 
kannt, er (Redner) würde das nicht gethan haben, denn er glaube ſehr wohl 
berechtigt zu fein, einen Beſchluß des Hauſes als in die! rärogative der 
Krone eingreifend bezeichnen zu dürfen, und die Aeußerung ſei auch keine 
unprovocirte geweſen. Er glaube, es hätte dem Präſidenten ſelbſt daran 
gelegen ſein müſſen, zu erfahren, ob die Perſonen, welche zur Ueberreichung 
der Adreſſe beſtimmt werden ſollten, ſich auch in der Lage befänden, das 
Mandat anzunehmen. Jedes Mitglied habe das Recht, ſich darüber zu er⸗ 
klären, wenn dieſe Erklärung nur in der richtigen Form abgegeben werde. 
Er glaube, daß dem Präſidenten ſelbſt ein Dienſt geſchähe, wenn man dieſe 
Angelegenheit durch Tagesordnung aus der Welt ſchaffe. Er glaube aller⸗ 
dings, daß es ſich hier um Beleidigungen handle; aber er ſei weit entfernt, dem 
Rathe des Vorredners, der von der Staatsanwaltſchaft geſprochen, beizutre⸗ 
ten. Gehöre die Sache vor die Staatsanwaltſchaft, ſo gehöre ſie ganz gewiß 
nicht zur Competenz des Hauſes. Uebrigens gebe es noch ein Drittes; 
beide Männer ſeien Ehrenmänner; ihnen möge man überlaſſen, die Ange 
legenheit außerhalb des Hauſes abzumachen. (Oho! Murren rechts.) 

Abg. Mathis (Barnim): Der Vorredner habe, da er über die Berech⸗ 
tigung des Hauſes geſprochen, die Geſchäfts⸗Ordnung ſchwer verletzt, er 
wolle ſich keiner gleichen Verletzung ſchuldig machen. Der Präſident des 
Hauſes müſſe gegen Beleidigungen geſchützt werden. Er wolle den Inhalt 
des vom Abg. Graf Renard überreichten Schreibens nicht wiederholen; daß 
die gebrauchten Worte eine ſchwere Verletzung des Präfidenten enthalten, 
darüber ſei kein Menſch im Zweifel. Solle es für eine ſolche Beleidigung 
keine Rüge geben? Der Präſident ſtehe ja ſonſt Beleidigungen der Art 
machtlos gegenüber; er glaube, eine Beleidigung im Hauſe gehöre nicht vor 
den Staatsanwalt, dazu fiebe der Präſident zu hoch Heiterkeit links). 
Diejenigen Herren, welche bei dieſer Gelegenheit lächeln, bewieſen dadurch 
nur, daß ſie von der Würde des Hauſes, welche in ſeinem Präſidenten repräſen⸗ 
tirt werde, keine Vorſtellung haben (Murren links). Er ſtimme dem Kom⸗ 
miſſions⸗Antrage zu, in der Ueberzeugung, daß eine große Mehrzahl in die⸗ 
ſem Hauſe die Wichtigkeit der Sache anerkenne. 

Abg. Reichenſperger (Geldern) erklärt ſich gegen beide Reſolutionen. 
Bei Berufung auf eine Beleidigung, die Jemand in Ausübung ſeiner Ge⸗ 
rechtſame zu einer Vertheidigung mache, komme es darauf an, ob die Ab⸗ 

cht der Beleidung vorhanden ſei. Die Hinweiſung auf den Staatsanwalt 
ei ſchon von dem Abg. Wagener beantwortet worden, und er bemerke nur 


noch, daß man ſich nur ja vergegenwärtigen möge, wie die erimirte Stel⸗ 
lung der Abgeordneten nicht der N der Abgeordneten wegen, ſon⸗ 
dern um der Würde der Inſtitution ſelbſtwillen ſtatuirt worden ſei. Gegen 
die Staatsregierung ſeien in dieſem Hauſe ſchon weit ſchlimmere Aeußerungen 
gethan worden, ja man habe den Fall gehabt, daß gegen einen Abgeordne⸗ 
ten deshalb eine Anklage wegen Verleumdung erhoben, aber in allen In⸗ 
ſtanzen als unberechtigt abgewieſen worden ſei. Das Einige, was den Ab⸗ 
eordneten einen Zügel gegen den Mißbrauch ihres Rechts anlegen könne, 
ei das perſönliche Gefühl der Verpflichtung im Intereſſe der Würde des 
Landes; wo dieſes Gefühl nicht genüge, jo müſſe der $ 61 der Geſchäfts⸗ 
ordnung eintreten. Die Unverantwortlichkeit der Abgeordneten beruhe auf 
den höchſten Intereſſen des Landes; das Unrecht, das den Einzelnen da⸗ 
durch geſchehen könnte, müſſe in den Hintergrund treten, wo das Intereſſe 
der Geſammtheit in Frage komme. Man habe fortwährend die Würde des 
e ſtark betont, dieſe ſtehe aber doch nicht höher als die Würde der 

taatöregierung, Den von Herrn ae vorgeſchlagenen Ausweg 
„außerhalb des Hauſes“ habe er nur mit Bedauern vernommen; er müſſe 
es als unzuläſſig bezeichnen, daß hier direkt oder indirekt zu einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung provozirt werde (Bravo). Das engliſche Unterhaus habe in ſolchen 

ällen eine ſehr eingreifende Jurisdiktion, doch Eines ſchicke ſich nicht für 

lle, „wir find kein engliſches Parlament“, deſſen Mitglieder der Speaker 
verhaften und hereinholen läßt (Heiterkeit). Was ihm hauptſächlich den An: 
trag der Comm. als verwerflich erſcheinen laſſe, ſei die Gefährlichkeit deſſel⸗ 

;_er erinnere an die Ausſtoßung des Deputirten Manuel aus der fran⸗ 

öſiſchen Kammer unter der Reſtauration. Wenn einmal das Haus das 
echt der „Mißbilligung“ habe, was ſtehe dann im Wege, daß es nicht 
auch, wie in dem erwähnten Fall in Frankreich geſchehen, ein Mitglied für 
„unwürdig, der Landesvertretung anzugehören“ erklärte? (Zuſtimmung.) An 
und für ſich müſſe die öffentliche Meinung in ſolchen Fragen genügen, und 
ſie würde wohl ſelten ſo beirrt werden können, daß ſie nicht das Richtige 
herausfinde. Die Conſeguenz der vorgeſchlagenen Reſolution ſei, daß das 
Haus auch eine Mißbilligung gegen ſeinen Präsidenten ausſprechen könne. 

Abg. Beſeler: Er erkenne nicht an, daß wenn das Haus einen Abge⸗ 
ordneten mißbillige, es auch durch Billigung des Verfahrens eines Abgeordk 
neten den Präſidenten mißbilligen könne; er könne auch nicht zugeben, daß 
die Verweiſung eines ſolchen Falles vor die Gerichte (wenn dies möglich fei), 
die Competenz des Hauſes aufhebe. Das Criminalverfahren hebe das Dis⸗ 
eiplinarverfahren nicht auf. Wenn er auf den Staatsanwalt verwieſen, jo 
habe er es nicht gethan, weil er Derartiges etwa für wünſchenswerth halte; 
er jan nur deutlich machen wollen, daß Handlungen, die unter Umſtänden 
ſtrafbar wären, hier nicht ohne Rüge vorübergehen könnten. Wie man das 
Recht des Hauſes zur Faſſung einer Reſolution mit dem Recht der Aus⸗ 
ſtoßung eines Mitgliedes verwechſeln könne, begreife er nicht; es handle ſich 
bier nur darum, die Ordnung des Hauſes herzustellen. — Der Abg. Wage⸗ 
ner aber habe mit ſeinem letzten Ausgleichungsvorſchlage ein Gebiet betre⸗ 
ten, das ganz verwerflich ſei. Es ſei zu bedauern, daß ein Abgeordneter 
Anderen gegenüber einen Rath in einer Angelegenheit ertheile, die jeder nur 
nach eigenſter Erwägung mit ſich abmachen könne. Wenn Jemand als ge⸗ 
wiſſenhafter Mann eine ſolche Frage mit ſich prüfe, und zu dem Entſchluſſe 
komme, daß er das, was man „Satisfaction“ nenne, nicht geben könne, ſo 
könne er nur ſagen: „ich ehre dieſen Mann!“ Aber feige ſei es, dergleichen 
auf fein Amt influiren zu laſſen. Dafür, daß man hier den Präſidenten 
auf einen ſolchen Weg verweiſe, finde er keinen parlamentariſchen Ausdruck, 
der für ſeine Entrüſtung ſtark genug ſei. (Lebhafter Beifall rechts.) 

0 Waldeck: Der vorgeſchlagene Weg ſei bedenklich und gefährlich, 
da der elbe Alles in die Hände der Majorität lege. Die Rüge eines unpar⸗ 
lamentariſchen Benehmens ſei im parlamentariſchen Leben allein beim Prä- 
ſidenten, der als unparteiiſcher Richter über der Verſammlung ſtehe; das 
Haus habe nur das Recht, einen Ordnungsruf zu caſſiren, keineswegs aber 
das Recht, einen ſolchen zu ertheilen oder den Präsidenten dazu zu zwingen. 
Daß keine andere als die vorgeſchlagene Löſung des Streites exiſtire, be⸗ 
ſtreite er. Es gebe noch einen andern Weg. Der Präſ, könne, wenn er 
beleidigt werde, zur Ordnung rufen; wolle er es aus Delikateſſe nicht thun, 
o könne er den Vorſitz an den Vicepräſidenten abtreten, der e eben⸗ 
alls das Recht habe, zur Ordnung zu rufen. Hier ſei das Verhältniß frei⸗ 
ich ein anderes, aber auch nachdem Graf Renard das Schreiben dem Prä⸗ 
ſidenten überreicht, hätte dieſer den Abg. zur Ordnung rufen können, da die 
Geſchaftsordnung ihm dies in ganz genereller Weiſe geſtatte. — Er ſei gegen 
die Reſolution, weil ſie ein gefährliches Princip enthalte, und er glaube, daß 
in ig enden Falle durch die Art und Weiſe der Verhandlung genug 

ehen ſei. 

1 g. Reichenſperger (Köln): Nur eine Bemerkung, da es ſich um 
einen wichtigen Präcedenzfall für die Minorität handle. Die Comm. ſei von 
dem Geſichtspunkte ausgegangen, daß gegen den Grafen Renard eine Strafe 
feſtgeſetzt werden müſſe und ſie habe eine förmliche Cenſur ausgeſprochen. 
Das Haus koͤnne dies aber nur dann thun, wenn es eine Disciplinarge⸗ 
walt über ſeine Mitglieder habe; eine ſolche kenne die Geſchäftsordnung nicht. 
Es frage ſich nun, ob es in der Natur der Sache liege, daß die Majorität 
ein ſolches Recht beſitze. Was ſei denn die Majorität? Die Hälfte des Hau: 
ſes plus x; die Minorität ſei die andere Hälfte minus x. Ein Mitglied ſei 
danach ebenſo berechtigt wie 100, da es zur Umwandlung der Minorität in 
die 12 f bet beitragen könnte. Wie leicht nun eine Majorität umſchlagen 
könne, ſei bekannt, und man könne danach die Gefährlichkeit eines derarti⸗ 
gen echtes bemeſſen. Man habe auf das engliſche Parlament verwieſen. 

ort hätte einſt ein Parlamentsmitglied — er glaube, es ſei Sheridan ge⸗ 
weſen — Reinald im Haufe Abbitte leiſten müſſen. Als er ſich erhob, 
wiſchte er den Staub von den Beinen und ſagte: „dieſes Haus iſt ſehr 
chmutzig.“ Nach dieſer Aeußerung ſei kein Ordnungsruf mehr erfolgt und 
ene äußerſt draſtiſche Maßregel habe ihre Wirkung verfehlt. 

Abg. Bürgers: Es heiße, die Sache auf den Kopf ſtellen, wenn man 
das Verfahren gegen den Präsidenten mit dem gegen die Staatsregierung 
in Analogie bringe. Das Haus habe das Recht der Kritik gegen die Regie⸗ 
rung und deshalb müfje eine gewiſſe Freiheit geboten fein, dürfe man nicht 
jeden Fall ängſtlich abwägen. Freier Spielraum ſei da nöthig im Intereſſe 
des Landes. Ganz anders ſei das Verhältniß zum Präſidenten, welcher ge⸗ 
wählt werde, um die Verhandlung zu leiten und die Ordnung aufrecht zu 
erhalten. (Zuſtimmung). Was der Regierung gegenüber in Ordnung ſei, 
konne dem Präſidenten gegenüber eine ſchwere Pflichtverletzung bilden. Wenn 
das Bad nicht das Recht haben ſollte, in einem Fall wie der vorliegende 
das Verhalten eines Abgeordneten zu mißbilligen, jo werde kein Mitglied 
länger auf die Ehre Anſpruch machen, Präſident dieſes Hauſes zu Tan. 
Man habe die Reſolution als gefährlich bezeichnet, auf die Verfaſſung und 
Geſchäfts⸗Ordnung verwieſen; die Verfaſſung aber enthalte nichts hierüber, 
bei der Geſchäfts⸗Ordnung habe man das Weſentlichſte überſehen. Wenn 
Graf Renard der Geſchäfts⸗Ordnung gemäß fein Anliegen mündlich vorge⸗ 
tragen hätte, ſo würde man nach der Geſchäfts⸗Ordnung das Nöthige thun 
konnen; das Eigenthümliche ſei aber, daß Graf Renard gerade in geſchäfts⸗ 
ordnungswidriger Weiſe gehandelt habe. Der Praͤſident ſei zu milde vers 
fahren, indem er den Brief annahm; nachdem aber Graf Renard das Haus 
einmal zu Zeugen angerufen, müſſe daſſelbe für ſeinen Präſidenten eintre⸗ 
ten. Vor die Gerichte würde die Sache nach ſeiner Anſicht auch dann nicht 

ehören, wenn fie ſtrafbar wäre; weil fie aber das ſei, müſſe etwas ge⸗ 

ſchehen. (Sehr wahr!) In Allen Staaten, wo die Unverantwortlichkeit der 
Abgeordneten garantirt ſei, exiſtire dazu ein nothwendiges Complement: 
einer, der die Ordnun aufrecht halte, und Sühne für die Verletzung der 
Er Da die Geſchäfts⸗Ordnung nichts hierüber enthalte, müſſe die 
Majorität entſcheiden, die Mißbilligung ſei keine Strafe, fie drücke nur ein 
objektives Urtheil über den Inhalt des Schreibens aus. Man habe es hier 
mit einem Mißbrauch zu thun, für den das Haus und der Präſident eine 
Sühne haben müſſe. (Bravo). 

ig" Wagener: Der Abg. Reichenſperger (Geldern) hat aus einer 
üblen Angewohnheit aus frühern Zeiten, um ſich populär zu machen, einen 
sehe aus meiner Rede herausgeriſſen und mir vorgeworfen, daß ich eine 
Verletzung des Geſetzes provozirt habe. Ich habe nur geſagt, daß zwei 
Ehrenmänner das, was ſie mit einander haben, außerhalb des Hauſes mit⸗ 
einander ausmachen können. Das kann nun auf verſchiedene Art geſche⸗ 
hen. (Gelächter.) Ich bin feſt überzeugt, daß eine Verletzung der Geſetze 
nicht ſtattfinden wird. Der Abg. Beſeler aber hat, ohne Angabe von 
Gründen, ein oratoriſches Feuerwerk abgebrannt und ſich in ſittlicher Enz⸗ 
rüſtung über mich ergangen. Eie derartige Polemik imponirt mir keit⸗ 
neswegs. Ich finde in meinen Worten nichts, was gi extrema ratio bins 
deutete und die Fulle der ſittlichen Entrüftung war ohne Grund. 

Abg. Gneiſt: In der Hauptſache ſeien die Beſelerſchen Anträge wohl⸗ 
begründet. Wenn der Präſident unverletzlich, der einzelne Abgeordnete 
unverantwortlich bleiben ſolle, könne die Löſung nur die ſein, wie ſie die vor⸗ 
liegende Reſolution vorſchlage. Die Reſolution ſei durchaus provozirt. Von 
einem Präcedenzfalle, von einer Tyrannei gegen die Minorität lönne nicht 
die Rede ſein. Der Ausweg ſei der mildeſte. 

Die Diskuſſion iſt geſchloſſen. Abo: Beſeler bemerkt perſönlich: er habe 
den Abg. Wagener nur ſo verſtehen können, daß er auf ein Duell hingewie⸗ 
ſen habe; wenn das nicht Wagener's Abſicht geweſen, jo hätte er ſich deutli⸗ 
cher ausdrücken ſollen. Es ſei nicht das erſtemal, daß von einer gewiſſen 
Seite her verſucht werde, Beamte durch Duelle bei ihrer amtlichen Thälig⸗ 
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keit aus ihrer Richtung zu drängen; wenn das zur Sitte werden ſolle, ſo 
ſei es mit dem Rechtsſtaate vorbei und Preußen der Verachtung des Aus⸗ 
landes preisgegeben. (Zuſtimmung rechts.) 

Abg. Reichenſperger (Köln): Er habe die Aeußerung Wagener's nur 
ſo verſtanden, wie das ganze Haus auch. (Lebhafte Zuſtimmung rechts.) 

Nachdem der Ref. Abg. vd. Fock beide Commiſſions⸗Anträge nochmals 
empfohlen, wird die zuerſt vom Abg. Wagener beantragte einfache Tages⸗ 
Ordnung abgelehnt (dafür nur die Frgctionen der Linken, die Abg. Anaker 
u. Gen.), die motivirte Beſeler'ſche Tagesordnung über den erſten Antrag 
der Commiſſion angenommenz; die Tagesordnung über den zweiten Antrag 
(Mißbilligung des Abg. Grafen Renard) abgelehnt, der zweite Antrag (mit 
der Modification, daß die Mißbilligung ſich nur auf die Erklärung des Abg. 
Srafen Renard vom 25. Febr. bezieht) angenommen (dafür die ganze Rechte). 

Finanzminiſter v. Pätow überreicht einen Geſetzentwurf, betreffend die 
Ergänzung des Art. 99 der d ee Es ſei, jo fügt der Miniſter 
hinzu, ein unverkennbarer Uebelſtand, daß nach der Verf. Urkunde und der 
Gewohnheit, welche ſich in Betreff der Einberufung der beiden Häuſer des 
Landtages feſtgeſtellt habe, der Staatshaushalts⸗Etat nicht vor dem Beginne 
des Jahres feſtgeſetzt werden könne, ſo daß ſich daraus die faktiſche Noth⸗ 
wendigkeit ergebe, bis zur Feſtſtellung des Etats auf Grund des vorjährigen 
Etats fortzuwirthſchaften. Dieſer Uebelſtand ſei ſowohl von der Staats⸗ 
regierung als auch von der Landesvertretung ſeit längerer Zeit anerkannt, 
und man habe ſich damit beſchäftigt, demſelben Abhilfe zu verſchaffen. Zur 
Beſeitigung des Uebelſtandes ſeien verſchiedene Wege in Vorſchlag gebracht; 
namentlich ſei in Dr gekommen, ob das Rechnungsjahr abzuändern, ob 
der Etat im Voraus für das folgende Jahr feſtzuſetzen, und endlich, ob eine 
Theilung des Etats in einen ordentlichen und außerordentlichen anzurathen 
ſei. Die Staatsregierung habe fi überzeugt, daß dieſen drei möglichen 
Wegen wichtige Bedenken entgegenſtänden. Sei das der Fall, und gelinge 
es der Staatsregierung nicht, andere Vorſchläge zu machen, ſo bleibe nichts 
weiter übrig, als den Weg einzuſchlagen, das zur Zeit beſtehende Verfahren 
aufrecht zu erhalten, aber geſetzlich zu ſanctioniren. Die Staatsregierung 
mache daher den Vorſchlag, daß der Etat des vorigen Jahres die Grund⸗ 
lage bilden ſolle für die Staatsverwaltung, ſo lange bis der neue Etat auf⸗ 
geſtellt und genehmigt ſei, jedoch nicht über die Dauer von 6 Monateu hin⸗ 
aus, da innerhalb dieſes Zeitraums die Feſtſtellung des Etats möglich ſei. — 
Der Geſetz⸗Entwurf geht an die Budget⸗Commiſſion. 

Der dritte Petitionsbericht der Gemeinde⸗Comm. wird nach den Anträgen 
der Comm., faft ohne Debatte erledigt. (Die Bänke des Hauſes haben ſich 
beträchtlich geleert). Bei der ſtettiner Petition wegen Sreigüigigfeit u. ſ. w. 
rügt der Abg. Lette namentlich die Beſtimmungen wegen Verluſtes der Ei⸗ 
genſchaft als Preuße durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande ohne Er⸗ 
laubniß: in anderen Staaten gehe das Bürgerrecht nur durch aus⸗ 
drückliche Erklärung verloren; jo lange es keine deutſche Centralgewalt gebe, 
ſei freilich die gründliche Abhilfe nicht zu erwarten, aber das Prinzip wenig⸗ 
ſtens müſſe anerkannt werden; viele Deutſche im Auslande kannten jene 
Beſtimmungen gar nicht, wurden heimathlos, während das Vaterland ihnen 
die Auffindung neuer kommerzieller Verbindungen verdanke. — Eine Petition 
wegen Stellvertretung eines Freiſchulzen⸗Gutsbeſitzers giebt dem Miniſter 
des Innern Anlaß zu erkären, die Regierung muüſſe ſich die Qualifikations⸗ 
befähigung und die Lokalverhältniſſe zur Prüfung ausdrücklich vorbehalten. 
Nach Erledigung dieſes Berichtes wird Vertagung beantragt und be⸗ 
ſchloſſen. — 2 Uhr. — Nächſte Sitzung Donnerſtag 4. April. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Peſth, 23. März. Die Reſtauration des Stadtmagiſtra⸗ 
tes hat in beſter Ordnung begonnen. Gewählt wurden zum 
Bürgermeiſter Nottenbiller, zum Stadtrichter Horvath, zum 
Stadthauptmann Thaisz, zum Vicebürgermeiſter Sagody. 

Stuttgart, 23. März. Die Regierung hat der Kammer 
eine Gewerbe⸗Ordnung auf Baſis der vollſten Gewerbefreiheit 
vorgelegt. Der Chef des Cultus-Miniſteriums, Rümelin, 
hat ſeine Entlaſſung genommen. — Die Kammer hat ſich 
vertagt. 

Wien, 23. März. Wie die heutige „Oeſterreichiſche 
Zeitung“ erfährt, wäre der hieſige ruſſiſche Geſandte beauf⸗ 
tragt, offiziell zu erklären: Rußland mache den Fürſten von 
Montenegro perſönlich dafür verantwortlich, daß die Monte⸗ 
negriner ſich der Theilnahme an den Unruhen in der Herze⸗ 
gowina enthalten. Eine hierauf bezügliche energiſche Note 
Nußlands ſei kürzlich an den Fürſten von Montenegro abge⸗ 
gangen. 8 

London, 23. März. Nach hier eingetroffenen Nachrich⸗ 
ten aus Waſhington vom 13. d. M. verweigerte Präſi⸗ 
dent Lincoln die Commiſſare der ſüdlichen Staaten anzuhö⸗ 
ren. Die Conſtitution des Südens iſt veröffentlicht wor⸗ 


den; fie nimmt den Fremden das Recht, bei Beamtenwahlen 


mitzuſtimmen. 

Paris, 22. März, Abends. Der geſetzgebende Körper hatte heute in 
der Schlußabſtimmung die Adreſſe mit einer Majorität von 13 Stimmen 
(225 gegen 212) angenommen. i 

Paris, 24. März. Der heutige „Moniteur“ meldet den Empfang der 
Deputation der Legislativen, welche die Adreſſe überreicht hat. Der Kaiſer 
dankte in ſeiner Anſprache für das in der Adreſſe ausgedrückte Vertrauen 
und ſagte unter Anderem: Ungeachtet der Lebhaftigkeit der Diskuſſion be⸗ 
dauere er 1 den großen Staatskörpern die Diskuſſion der auswär⸗ 
tigen Politik bewilligt zu haben. Das Land gewinne dahei. Die Debatten 
belehren daſſelbe, ohne es zu beunruhigen. er Kaiſer ſagte ſchließlich, er 
werde ſtets glücklich ſein, mit den Kammern ſich in Uebereinſtimmung zu 
Kar Mit ihnen aus demſelhen Stimmrechte hervorgegangen, werden ſie 
ich gegenſeitig unterſtützen, zur Größe und zum Glücke Frankreichs beizutragen. 

Itzehoe, 24. März. Der Verfaſſungsausſchuß der Ständeverſammlung 
wird nachträglich beantragen, ausdrücklich zu erklären, daß die Regierung 
75 7 nicht vorgelegt, ſich auch nicht zur Vorlage deſſelben bereit er⸗ 

ärt habe. 

Wien, 24. März. Die Reichsräthe Geringer, Mercandin, Almaſy,Flieſ⸗ 
fer, Ozegovic, der Präſident der venetianiſchen Finanzpräfektur Holjgethan 
und der Miniſterialrath im Juſtizminiſterium Queſar ſind zu Stadträthen 
ernannt worden. b € 

Turin, 22. März. Graf Cavour hat bezüglich der Neubildung des 
Kabinets dem Könige folgende Propoſition vorgelegt: Cavour, Kabinets⸗ 
präſident, Auswärtiges und Marine; Fanti, Kriegsminiſterium; nisse 
Inneres; Caſſinis, Juſtiz; Deſanctis, Unterricht; Natoli, Landwirthſchaft; 
Raſtogi, Finanzen; Peruzzi, öffentliche Arbeiten. a 

Mailand, 22, März. Der „Perſeveranza“ wird aus Turin vom 24. 
d. Mts. berichtet: Caſſinis verweigert den Eintritt in das neue Miniſterium; 
Baſtogi ſoll für die Finanzen, Niutta für die Juſtiz beſtimmt ſein; ſtatt 
Torrearſa, der gleichfalls den Eintritt verweigert, fol Amari beſtimmt ſein. 
Man erwartet heute Abend die königl, Beſtätigung der Miniſterliſte. Dieſen 
Morgen überreichte eine Deputation der Kammer dem Könige eine Adreſie; 
dieſer entgegnete u. A.: Man ſagt, daß man jetzt Klugheit üben müſſe, 
kommt aber die Stunde der Prüfung, wird mich die Nation auf meinen 
Poſten treffen. Ich weiß, wie ich auf die Italiener zählen kann und dieſe 
wiſſen, welche Rechnung ſie auf mich machen können. n 

Peſth, 23. März. „Naplo“ bringt einen zehn Spalten langen Artikel 
von Deal; derſelbe ih im Weſentlichen eine hiſtoriſch⸗juridiſche Widerlegung 
aller Anklagen, die das bekannte Rundſchreiben des agramer Comitates ge⸗ 
gen Ungarn enthält, Zum Schluß ſpricht Deak ſeine individuelle Anſicht 
hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen Ungarn und Kroatien, Slavonien und 
Dalmatien aus. Er verwahrt Ungarn gegen den Vorwurf ſuprematiſcher 
Gelüſte. Ungarn wünſcht ein friedliches Einverſtändniß. Sollte aber Kroa⸗ 
tien ſich dennoch losreißen wollen, ſo würde Ungarn ſelbſt dann dagegen 
feine Gewalt anwenden, wenn es die Macht beſäße. Unſere Einigung oder 
Trennung hängt zumeiſt von Kroatien ab. Wenn aber dieſes Land den 
öfterreihiihen Reichsrath beſchicken will, fo iſt jede fernere Verſtändigung 
mit Ungarn unmöglich, denn Ungarn kann ſeine tauſendjährigen Rechte 
nicht fremden Händen übergeben. 2 ; 

London, 22. März. In der heutigen Sitzung des ae Poe äußerte 
der Unterſtaatsſekretär des Auswärtigen, Lord Wodehouſe, Holſtein werde 
wahrſcheinlich die Vorſchläge Dänemarks verwerfen; Feindſeligkeiten mit 
dem deutſchen Bunde würden indeſſen kaum vor fünf bis ſechs Monaten 
beginnen können. 

Im Unterhauſe ſprach ſich Lord John Ruſſell in Bezug auf die neue⸗ 
ſten Vorgänge in Warſch au dahin aus, daß die Bevölkerung Warſchau's 
unter provocirenden Umſtänden eine 7 Mäßigung gezeigt habe, Weiter 
äußerte derſelbe, die Politik des engliſchen Cabinets wolle den Gefahren, 


welche eine permanente franzdfifhe Occupation Syriens mit ſich bringe, 
zuvorkommen. Hoffentlich werde vor Ablauf des verlängerten Occupations⸗ 
6 ein Arrangement über die künftige Regierung im Libanon getrof⸗ 
en ſein. 
Konſtantinopel, 10. März. Der Geldmarkt iſt zwar noch geſchäfts⸗ 
los, die Kriſis ſcheint aber überſtanden. Der Telegraphendirektor Daoud 
Efendi iſt nach Frankreich abgegangen, um die Pforte bei der Liquidation 
des Mires’shen Anlehens zu vertreten. Der nach Perſien beſtimmte ſardi⸗ 
niſche Geſandte weilt noch hier, da ſeine Beglaubigungsſchreiben bei dem 
Brande des ſardiniſchen Geſandtſchaftsgebäudes vernichtet wurden. Vely 
Paſcha iſt zum Mitgliede des Tanſimatsrathes ernannt worden. Der grie⸗ 
chiſche Patiarch exkommunizirte 3 bulgariſche Biſchöfe. 

he 15. März. Ein neu erſchienenes griechiſches Journal wurde 
unterdrückt. 


Berliner Börse vom 23. März 1861. - 


Fonds- und Geldeourse. 1 3 
Freiw. Staats-Anleihe[414]101%, B. Oborschles. O. 17 ]31&j124 ba 
Staats - Anl. von ar. Alto Prior A... | — | ıemesr- 
a A N En dito Prior E. — 36/80 @. 

dito 853 y7 B, dito Prior C. — | 4 I — — 

ups 1900 1% 1106 ©: dito Prior D..| — | 4 |89% be 
Staats-Schuld-Sch. ... 314|8714 B. dito Prior E. — [314177'% ba 
Präm.-Anl. von 1855 131,|117% bz dito Prior F. — 44% B. 
Berliner Stadt-Obl. . 4111027, B Oppeln-Tarnow. | % 41341 G. 

Kur- u. Neumärk. 57 91,8. Prinz- W. (St. Va 463% EB 
rand nes Rheinische — 40% ba. u. B 
5 Pommersche 31,189 bz. i — 4 b B. 

2 dito (St.) Pr. 

5 dito neue 98%, bz. dito Prior... | — 486% d 

5 Posensche . 12 101 40. dito v. St. gar.“ — 6 81 6. 

. dito. 3 906 6. Bhein-Nahebahn | — 34%, bz 
F Ruhrort-Crefeld. | 341314176 

Schlesisch@ . . . Di 89% bz. Starg.-Posener ..| — 13 say, bn 
2 Kur- u. Neumärk. 97 B. Thüringer. — | 4 1107 bz 
$ Pommersche 4 197% G Wilhelms-Bahn .| — 4 136%, B 
& I Posensche ......» 4 102%, U dito Por... | 4 
51 Preussische ...... 496 G dito III. Em. | — 4% 851% ba 
5 | Westf. u, Rhein. 4 96% G6. dito Prior St, | — [44 73 8 
Sächsische 4 08 ½ ba. dito Er 8 80 B 
(Schlesische 4 06½ be 
Louis dor 109% ba. Preuss. und ausl. Bank-Aetien. 
Goldkranen . . — . 4% 6 200 K. 

1 F. 
Ausländische Fonds. Berl. K.- Verein 5 4 116½ 6. 
Oesterr. Metall 5 43 ½ G Berl.-Hand.-Ges. | — | 4 82½ 6. 
dito 54er Pr.-Anl. 4 56 ½ ba. Berl. W.-Cred. G.“ — |5 I — — 

dito neue 100-f.-L.| — 52 G. Braunschw.Bank | 44 |68Y, etw. bz. u. B. 

dito Nat.-Anleihe.| 5 10% a . bz. Bromer F- 5 409 B. 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 102 B. Coburg. Credit-A.| — | 4 dl etw. bz 

dito d. Anleihe. ..| 5 |87%, bz. Darmst. Zettel-B.| 72,) 4 |95 G. 

dito poln. Sch.-Obl.] 4 |80%, etw. bz. Darmst. (abgest.)| 4 4 72 A 721% bz 
Poln. Pfandbriefe ...| 4 en Dess. Creditb.-A.| 0 | 4 |13% ba. 

dito III. Em. 485% B Disc,-Cm.-Anthl. | — 483 ½ ba. 
Poln. Obl. & 500 Fl. . 4 90% B. Genf. Creditb.-A.| 0 | 4 23 bz. (i. D.) 

dito &390 Fl. . 5 93 B. Geraer Bank ...| 44 hl @. 

dito à 200 Fl. . 123 G. Hamb. Nrd. Bank] 4 | 4 |86 G. 
Kurhess. 40 Thlr.. . 48 bz. „ Ver. „ 4 4100 B. 
Baden 38 Fl. .. .. 20 6 Hatnov. 5 ge 1 00 8 5 

7 eipziger — (0 } 
Actien-Course, uxembre. „ 77|4|84 B. di. D) 
Div. Z. Magd. Priv. \ 3%, 470 B. 

1 860 E. Mein.- Oreditb,-A.| — | 4 690 ½ bz 
Aach.-Düsseld...| 34134175 bz. Minerva-Bwg.-A. | — | 5 20 B. 
Aach.-Mastricht. | — 20 & 20%, bz. Oester. Ordtb.-A. | — | 5 |65 bz. u B 
Amst.-Botterdam| — | 4 29 bz. Pos. Prov.-Bank | 5,4| 4 |82 bz. 
Berg.-Märkische | — | 4 |88 & 881, bz Preuss. B.-Anthl 5} * 2. B. 
Berlin- Anhalter. — | 4s bz. Schl. Bank-Ver. 5 80 G. 
inn Thüringer Bank 2½% 4 55% bz. 
Berl.-Potsd.-Mgd.“ — 4142 bz. Weimar. Bank.. 4 474 6. 
Berlin- Stettiner 6½ 4 |110%, B. (i. D.) 

Breslau-Freibrg. | 5½ 4 5% bz. Wechsel-Course. 
Cöln-Mindener ..| — 3½137½ bz. k. 8. 141% bz. 
Franz. St.-Eisenb.“ — 127½ bz. u. B . . 2 M. 140%½ bz. 
Ludw.-Bexbach. | 9 4 129 bz. u. G. Kk. 8.115014 bz. 
Magd.-Halberst. .| 77,| 4 |214 etw. bz. 2 M. 149% bz. 
Magd.-Wittenbrg.| — | 4 |36 ba. M. G. 19 ba. 
Mainz-Ludw. A. | — 4101 ½ 4 101 bz. M. 719% bz. 
Mecktenburger..| 2 70.5 Wien "österr, Währ. T. 1155 ba. 
Münster-Hammer| — | 4 94 ©, 1673, ba. 
Neisse-Brieger . — | 4 |52 B. 2 M. 56. 20 bz. 
Niederschles .. — | 4 95½ br. 8 T. 99 % dz 
N.-Schl.-Zweigb.—4—— — 2 M. 99 G. 
Nordb. (Fr.-W.) | — | 4 |d5etw.ä44%, ba. u. G. Frankfurt a. M. 42 M. 56. bz. 
dito Prior....| 4 10% 6. Petersburg 3 W.] 95 be. 
Oberschles. A. 73 ½/124 bz. Warschau 8 T. 86 % ba. 
dito B. 7% 1111, bz. Bremen 8 T. 109 ba. 


Tel. PS e Co und rſen· Nach 2. 
Paris, 23. Marz, Nachm. 3 5 > N von Mittags . 


eingetroffen. 
ie 23. März, Mittags 12 Uhr 30 Min. Etwas matter. öproz. 
Metall. 64, 80, 4 proz. Metallig. 55, 75. Bankaktien 718. Nordbahn 


110, 25. Paris 58, 20. Gold —, —. 
Neue Looſe 114, 25. 


101%. 

2 Uhr 30 Min. Borſe geidäitstes, 

feſt. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleibe 50%. Oeſt. Eredit⸗Aktien 
Tistonto —. Wien —. 


Nonnen loco ſtille, ab Oſtſee 
tober 24%. 


Breslau, 25. März. [Produktenmarkt.] In matter Haltung 
für ſämmtliche Getreidelörner, mittelmäßige Zufuhren und Angebote von 
Bodenlägern, geringe Kaufluſt, letzte Preiſe ſchwach behauptet. — Oel⸗ und 
Kleeſaaten flauer und Notirungen nominell. — Spiritus ruhig, pro 100 
Quart loc 20, März 19% B. 

Sgr. Sgr. 
. 80 86 90 95 Winterraps. . 80 85 88 90 92 
80 86 90 94 Winterrübſen 75 80 84 86 88 
65 70 74 76 :;Sommerritbfen 70 75 80 82 85 


Weiber Weizen 
Gelber Weizen 
Brenner:Weizen . 


Roggen. . . 58 60 62 64 Schlagleinſaat 70 75 80 85 93 
Gere „„ Er 
8 52 Thlr. } 
3 28 30 32 33 BI A 
ocherbſen . 60 62 64 66 Rothe Kleeſaat . 10 12 14 15 15% 
gu ttererbfen .. 54 56 58 60 [Weiße dito 8 12 15 18 22 
iden 2 2 . 45 48 50 53 |Thymothee . 9% 10 10% 11 114° 
DE Theater-Nepertoire 


iel der k. k. 
Trauerſpiel 


Benefiz fü 


Montag, den 25. März. (Gewöhnl. Preiſe.) Erſtes Gaſtſp 
Hofburgſchauſpielerin Frau Julie Rettig: „Graf Eifer.‘ 
in 5 Mien von Heinr. Laube. (Eliſabet, Frau ae Rett 
Dinstag, den 26. März. (Gewöhnl. Preiſe) Zum fi 
Herrn Prawit. Neu einſtudirt: „So machen's Alle.“ (Cosi fan 
tütte.) Komiſche Oper in 3 Akten. Neu bearbeitet von Eduard Devrient. 
Muſik von W. A. Mozart. Die Recitative arrangirt von Wilh. Kalliwoda, 
er ee ee ee 


rg F „ 433 

5 — — — — 2 hm En 9 „a 0 . iſt deen 
er Gemeinſchuldner iſt für entſchuldbar nicht erachte / j 
Breslau, den 20. März 1861. Königliches Stadt-Gericht. Abth. I 


In der geſtrigen Zeitung iſt aus Verſehen das Wort nicht weggeblieben 
—ẽ —ä— .uV — — 55 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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